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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES 

DES KANTONS SOLOTHUHN. 
j 

.: .. ~ .... -· :.:;:._~--·-·· ·-·--- --·--··· 

VOM 

10. Dezember 1974 Nr. 7257 

Die Einwohnergemeinde Langendorf legt dem Regierungsrat den 

Strassen- und Baulinienplan "Erschliessung Migros" 1:500 zur 

Genehmigung vor. Sie wird von Fürsprech Dr. Rudolf Stuber, Olten, 
.,, 

.• I. 

vertreten. 

Dieser Plan ordnet den Ausbau der Weissensteinstrasse, einer 

Kantonsstrasse, und anschliessend~r Gemeindestrassen. Die Weissen­

stein- und die Fabrikstrasse bilden die Zufahrt zur rechtsgültigen 
. \ 

Industriez·one(··ae·r--··aetiieTf:ide. Diese beherbergte früher die LANCO 
,. 

Uhrenfabrik, die in den letzten Jahren wirtschaftlich zusehends 
·::1·:.:. 

schwächer geworden ist und schliesslich ihren Betrieb grö~stenteils 
.J 

eingestellt hat. Seither stehen die Fabrikations- und Verwaltungs-

gebäude zum gr8ssten Teil leer. Der Gemeinde gelang es trotz allen 

Bemühungen nicht, ein gleichartiges oder ähnliches Unternehmen 

anzusiedeln. Heute interessieren sich für einen Teil dieser Anla­

gen die MIGROS Genossenschaft Aarau/Solothurn mit Sitz in Suhr AG 

und einige Detaillisten, die zusammen auf einer Fläche von etwa 

10 1 000 m2 ein Einkaufszentrum einrichten möchten. Kanton und 
.. .. 

Gemeinde haben die Ansiedlung davon abhängig gemacht, dass die 

Zufahrt hinreichend ausgebaut wird; die Bauherrschaft ist bereit, 

dafür die Kosten zu übe~nehmen. 

Der Kanton und die Gemeinde haben den Plan gemeinsam vom 

19. November bis 18 •. Dezember 1973 öffentlich aufgelegt, der 

Kanton für die Weissensteinstrasse (rot umrandetes Gebiet) nach 

Baugesetz § llbis, ·die Gemeinde für die Gemeindestrassen (grün 

umrandet) im ordentlichen Bauplanverfahren nach Baugesetz 

§§ 12 ~f. Der Regierungsrat hat den kantonalen Teil des Planes 

(rot) mit.~esch.;Luss Nr. 2238 vom 26~ April 1974 genehmigt; hier 

ist Uber ctäs Gebiet der Gemeinde (grün) zu befinden. 
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Die Gemeinde hat ihren Teil des Planes an der Gemeindeversammlung 

vom 28. Juni 1974 beschlossen. Dagegen haben rechtzeitig beim 

Regierungsrat Beschwerde erhoben Bertha Käch und Anna Neuenachwandel 

sowie die Erbengemeinschaft Rud. Bill (Louise Bill-Pitet und 

l:VT..arie-Louise Fl ückiger-Bill), allB Langendorf; sie werden 

vertreten von Fürsprech Dr. Victor Monteil 1 Solothurn. Sie sind 

als Stimmbürgerinnen von Langendorf zur Beschwerde gegen den Plan 

der Gemeinde berechtigt, obwohl ihr Grundeigentum im Plangebiet 

des Kantons liegt. Sie beantragen~ ·den angefochtet'len Plan der Ge­

meinde unter Kosten und Entschädigungsfolge nicht zu genehmigen; 

die Gemeinde stellt Antrag auf Abweisung der Beschwerden, eben­

falls unter Kosten- und Entschädigungsfolge. Die Beschwerdefüh­

rerinnen rügen die Verletzung des Grundsatzes der Gewaltentrennung 

und der Eigentumsgarantie. 

Zur Begründung der Verletzung der Gewaltentrennung verweisen die 

Beschwerdeführerinnen auf die Zoneneinteilung des seit 1968 

rechtskräftigen Allgemeinen Bebauungsplanes der'Gemeinde. Dieser 

sieht unter anderem eine Industrie- und eine Zentrumszone vor. 

Die Industriezone kann störende Industriebetriebe mit Wohnungen 

nur für Betriebsinhaber und standortgebundenes Personal aufnehmen 

(Baureglement unter Zonenordnung § 80 Buchstabe a Satz 1 und 2). 

Die Zentrumszone dagegen soll nach einem spezieilen Bebauungsplan 

überbaut werden und ist gedacht für das Dorfzentrum{ wo Läden 

mit dazugehörenden mässig störenden Gewerbebetrieben, Gaststätten, 

Geschäftshäuser, Fussgängerplatz, Autoabstellplätze, unterirdiscL~ 

Autoeinstellhallen mit eventueller Servicestation zulässig sind; 

Wohnungen sind nur in den Obergeschossen statthaft; besonders 

Rücksicht zu nehmen ist auf die Bedürfnisse des öffentlichen 

Fussgänger- und Fahrverkehrs; die Ueberbauung ist in einem Modell 

1:500 darzustellen (Baureglement § 78).· 

Die Beschwerdeführerinnen machen geltend, ein Einkaufszentrum 

verarbeite keine Rohstoffe und Halbfabrikate, sondern verteile 

Endprodukte; es erzeuge keine nennenswerte Immissionen am Stand­

ort, sondern durch den ungeheuren Verkehr entlang der Zufahrts­

stra~sen; und es sei kein störender industriebetrieb, folglich 



- 3 -

nach Langendorier Zonenordnung in der Industriezone nicht zu­

läss~g. Zudem erfülle ein Einkaufszentrum die Funktion der Güter­

verteilung, die in Langendorf der Zentrumszone vorbehalten sei. 

Dadurch werde diese.Zone entwertet und ihres Sinoes beraubt. 

Eine so einschneidende Neuordnung der Zoneneinteilung dürfe je­

doch nur mit einem neuen Bebauungsplan vorgenommen werden, der 

den bestehenden von 1968 in diesen Belangen abändere. 

Indem der Gemeinderat aber das fragliche Einkaufszentrum in der 

Industriezone ansiedle ohne ein neues Planverfahren durchzu­

führen, beraube er in einer grundsätzlichen Frage der Ortspla­

nung die Bürger (die Gemeindeversammlung) ihres Mitwirkungs­

rechtes und verletze damit den Grundsatz der Gewaltentrennung. 

Der Einwand, das Einkaufszentrum beraube die Zentrumszone ihrer 

Funktion, hält einer näheren Prüfung nicht stand. Diese Zone 

soll nicht in erster Linie das Gebiet für die Güterverteilung 

ausscheiden, sondern mehr noch eine Stätte für die Begegnung 

der Bürger ermöglichen und fördern. So j edenfal·ls versteht der 

Gemeinderat die Bestimmungen über die Zentrumszone in Abgrenzung 

zur Industriezone. Diese Auslegung des gemeinde-autonomen 

Baurechtes ergibt sich einleuchtend auch aus der Anordnung der 

entsprechenden Zonen im Bebauungsplan; sie ist auf keinen Fall 

willkürlich und überschreitet das Ermessen der Gemeinde nicht, 

bindet also die Aufsichtsinstanz. Ausserdem trägt sie der Tat­

sache Rechnung, dass sich güterverteilende Betriebe von regio­

naler Bedeutung wohl kaum (ohne das Einkaufszentrum) in nennens­

wertem Umfang in Langendorf überhaupt niedergelassen hätten, 

denn diese Ortschaft liegt sehr nahe der "City"Solothurns, 

dem traditionellen Standort von Warenhäusern und Spezialgeschäf­

ten, deren Anziehung auf die Bewohner von:Langendorf neuer-

dings erheblich verstärkt werden ·soll, indem die Stadtbeim 

Bieltor eine ö.ffentliche unterirdische Einstellhalle baut. Weiter 

hätte sich die nicht weniger schwierige Frage gestellt, ob sich 

das Bauvolumen eines Einkaufszentrums dieser· Grössenordnung in 

der., Zentrumszone städtebaulich und ästhetisch. .~berhaupt hätte 

unterbringen lassen. Daher war es verstä..nd1ich und auch von 
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der Planung her sachlich vertretbar, wenn die Gemeinde sich den 

Umstand zunutze machte, dass die bereits bestehenden Anlagen 

der LANCO ohne ins Gewicht fallende Aenderungen für das Ein­

kaufszentrum verwendet werden können. Auch ist nicht einleuch­

tend, warum das Einkaufszentrum "mangels" Immissionen in der 

Industriezone nicht zulässig sein soll. Eine solche Beweisfüh­

rung ist eher eigenartig! § 80 Baureglement verbietet nicht stille 

Betriebe in dieser Zone, sondern will störende von den übrigen 

fernhalten. Folglich konnte dieses Merkmal des Störenden hier 

nicht ausschlaggebend sein, nachdem ja ausgerechnet die LANCO 

als ebenfalls ruhiger Betrieb sich auch nicht an dieses "Erfor­

dernis" gehalten hat; selbst grosse Unternehmen der Uhrenbranche 

sind bekanntlich oft erstaunlich wenig störend. 

Hingegen war es richtig, davon auszugehen, dass die Industrie­

zone Langendorfs am Rande des Gemeindegebietes liegt und dass 

dadurch die Zufahrtsstrecke durch die Ortschaft zum Einkaufs­

zentrum entscheidend verkürzt wird. wenn man deo Verkehr zu 

einem solchen Zentrum als so ausschlaggebend erachtet wie es die 

Beschwerdeführerinnen tun, so konnte der Standort nicht besser 

gewählt werden. Schliesslich beansprucht das Einkaufszentrum 

nicht die ganze Industriezone, die nach wie vor zu einem erheb­

lichen Teil einer rein industriellen Nutzung offen steht und 

nicht durch eine Zonenplanänderung einer anderen Verwendung 

zugeführt werden darf. Folglich erscheint der Vorfrageentscheid 

des Gemeinderates, die .'\nsiedlung des Einkaufszentrums in der 

Industriezone nicht als Zonenplanänderung aufzufassen, als ver­

tretbar und mit den Bestimmungen des Baureglementes ohne weite­

res vereinbar. 

Weiter rügen die Beschwerdeführerinnen, es werde nicht im öffent­

lichen, sondern ausschliesslich im privaten Interesse in ihr 

Eigentum eingegriffen, was die Eigentumsgarantie verletze. 

Sie weisen dabei auf die Planbezeichnung 11 Erschliessung Migros 11 

hin und behaupten, die Zufahrt zum Einkaufszentrum werde allein 

zugunsten dieses privaten Grassunternehmens ausgebaut, was sich 
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ja besonders augenfällig auch aus der Kostenübernahme ergebe; 

~leichzeitig verfolge die Gemein~e rei~ fiskali~che ziele, wenn 

sie 200 neu~ Arbeitsplätze schaffen und ein steuerlich interes­

santes Unternehmen ansiedeln wolle. All das rechtfertige nicht 

die hier vorgesehenep. tiefen Eingriffe ins Grundeigentum Dritter. 

Daher sei der Plan der Gemeinde nicht zu genehmigen, womit auch 

der kantonale Plan dahinfalle und das Bauvorhaben mangels hin­

rei6hender Erschliessung nicht bewilligt werden dlirfe. 

Denkt man Jedocp dieses Arg11ment zu Ende, so stUnde es im völligen 

Belieben des Gemeir;lw~~se,ns., liber die planung der öffentlichen 

Strassen; ode,r besser: :deren Nichtplanung wirtschafts- und/oder 
~. . . . . . "' . ~ . . . . . . ' 

strukturpolitisch unerwlinsc~te Bauvorhaben zu verhindern. Ueber 

die Strassenplan~ng sind so~che E~ngriffe in die H~ndels- und 

Gewerbefreiheit nicht zulässig, sondern nur gestlit~t auf ent­

sprechende gesetzliche Grundlagen, die aber noch nicht bestehen. 

Das ist schon bei der Genehmigung des kantonalen Planteiles 
' betont worden (sieh~ den zitierten RRB Seite 17 ff Ziffer 3). 

Daran ist hier festzuhalten. 

Zqdem dient jeder Strassenausbau le~ztlich auch privaten Inte­

ressen;· der Wunsch der BUrger nach einer genligenden und verkehrs-, . 

te~hnisch möglichst einwand~reien Zufahrt zu ihren Wohnbauten 

und gewerbliche.n oder industriellen Anlagen ist völlig legitim. 

Private und 8ffentli~h~ Interessen decken sich in dieser Hin­

sicht weitgehend. Die O~ffentl~chkeit h~E b~i.aieser Sachlage 

daflir zu sorgen, dass diese oft nur schwer yereinban:m~en Inte­

ressen verkehrstechnisch so geordnet werden, dass die Verkehrs­

sicherheit gewahrt bleibt. Diese Aufgabe hatten Kanton und 

Gemeinde hier zu erfüllen. 

Auch wird im vorliegenden Fall viel zu wenig beachtet, dass man 

die· Strassenverhältnisse beso.nders bei der Zufahrt LANCO lange 

Zeit nicht verbessern konnte und wollte, weil dieser Betrieb 

langsam e-inging. Dadurch nahm dessen werk- und Berufsverkehr 

stetig ab und entlastete die Weissensteinstras~e 1 die qeshalb 

den librigen ständig anw9chse!1den Verkehr v~rgleichswf§!i._~e ohne MUhe 
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bewältigen konnte. Folglich blieben die Sanierungspläne, die 

übrigens bis in die 60er Jahre. zurück.reichen, unausgeführt. 

Hätte die LANCO dageg~n den wirtschaftlichen Au~schwung besonders 

der l.etzten 10 Jahre voll mi tma.qhen können u,nd hätte sich ihre 

Bele9sch<3.ft von ursprünglich immerhin über 1400 Arb~itnehmer 

entsprechend motorisiert, so hätten die Weissensteinstrasse 

un<;J. die Zufahrt LANCO schon viel früher ausgebaut werden müssen. 

Deshalb darf man nicht einfach die heutige, wegen der Betriebs­

stillegung sehr·· kleine Verkehrsbelastung, als "Normalfall" 

betrachten und diesem die schl~gartige und ungeheure Verkehrs­

zunahme des neuen Einkaufszentrums gegeriüberstellen, die 

'ja auch ~ann entstanden wäre, wehnein Fabrikatiönsbetrieb 

von der Grösse der LANCO zugezogen wäre. 

Folglich i1;3t auch der a11gefochtene Strp,ssen- und Baulinienplan 

der Gemeinde die Ausführung eines durch besondere Umstände 

nur hinausgeschobenen Programmes. Die heute sich stellenden 

Verkehrsfragen sind bis in die regionalen Be.:züge hinein bereits 

im kantonalen Planverfahren eingehend geprüft und im Genehmi­

gungsbeschluss ausfUhrlieh dargestellt worden (siehe den zitier­

ten RRB Seite 9 ff Ziffer 2). Die dort gezogenen Folgerungen . . 

gelten sinngernäss auch für den von der Gemeinde vorgelegten Plan. 

Schliesslich machen die Beschwerdeführerinnen noch g~ltend, 

der kantonale Plan verstärke gegenüber _dem Zonenplan d,er GE:meir 

von 1968 die Eingriffe in ihr Grundeigentum:. Auf de.P:,: .Pp.rzellen 

Bill ( GB 409) und .Neuenschwander ( GB 410) sü~lich der ,~~ahnhof­

strasse werde der Baulin~~r:abs_tand von 4 auf 0 M:et,er vergrössert 

und für das Trottoir entlang ~er VJeissensteinstrasse mE:hr Land 

als bisher beansprucht, und das Grundstück Käch (GB 413) nörd­

li.ch der Zufahrt LANCO werden vollends unüberbaubar, was früher 

nicht der Fall gewesen sei. D'iese Behauptungen sind im wesent­

lichen schon im ~antonalen Plariverfahren vorgebracht worden 

und dort durch Abweisung der Beschwerden erledigt worden (siehe 

den zitierten RRB Seite 27 ff Ziff~r VII), so dass hier nicht 

mehr darauf einzutreten ist. Immerhin darf im Fall Käch noch 

darauf hingewiesen werden, dass dieses Grundstück wegen seiner 
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äusserst ungünstigen Form schon unter dem Zonenplan von 1968 

nicht ohne weiteres überbaut werden konnte, weil der gesetzliche 

Grenzabstand von 4 Meter eine nutzbare Fläche von nur noch etwa 

10 auf 5 (!) Meter übrig lässt, etwas was nicht dem hier ange­

fochtenen Plan zur Last gelegt werden kann. 

Folglich sind die Beschwerden abzuweisen soweit darauf einzu­

treten ist. Es ist nur eine reduzierte Entscheidgebühr zu erheben, 

weil Augenschein und Parteiverhandlung im kantonalen Verfahren 

durchgeführt worden sind, und von einer Parteientschädigung an 

die Gemeinde kann Umgang genommen werden, weil sie die umfang­

reiche Vernehmlassung des kantonalen Verfahrens hat übernehmen 

können. 

Es wird 

beschlossen: 

1. Die Beschwerden werden abgewiesen, soweit darauf einzutreten 

ist. Die Beschwerdeführerinnen haben eine Entscheidgebühr 

von 300 Franken zu bezahlen, die mit dem Kostenvorschuss 

verrechnet wird. 

2. Der Strassen- und Baulinienplan "Erschliessung Migros" der 

Einwohnergemeinde Langendorf wird genehmigt. 

3. Die Gemeinde hat eine Genehmigungsgebühr von 100 Franken 

und die Publikationskosten zu bezahlen; eine Partei­

entschädigung wird nicht zugesprochen. 

4. Die Gemeinde hat dem Kantonalen Amt für Raumplanung einen 

Plan zuzustellen, der auf Leinwand aufgezogen ist. 

Entscheidgebühr: mit Kostenvorschuss beglichen 

Genehmigungsgeblihr: Fr. 100.-­

Publikationskosten: Fr. 18.--

Fr. 118.-- Gemeinde Langendorf Kt.Krt. 111 
=========== 

(Staatskanzlei Nr. 1191) KK 

Der Staatsschreiber 

Ausfertigungen Seite 8 
~I C\Y ~ ).l,-J 

'--_./ t:;; 



Bau-Departement (2) 0 
Jur. Sekretär'O (3) 
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Planungsamt (2) mit 1 genehmigten Plan 
'!:"" Tiefbauamt (6) mit 1 genehmigten Plan 

Kreisbauamt I mit 1 genehmigten Plan 
Gewerbe- und Handelspolizei 
Ammannamt der Einwohnergemeinde 4513 Langendorf (2) mit 

3 genehmigten Plänen/KK 
Migros-Genossenschaft 5034 .Suhr ( 2) . 
Fritz Schurch, Präsident Schätzungskornmission,4657 Dulliken 
Fürsprch Dr. R. Stuber, Römerstrasse, 4600 Olten 
Fürsprech Dr. V. Monteil, Gurzelngasse 27, 4500 Solothurn (5) 

EINSCHREIBEN 
.'\mtsblatt: Publikation Dispositiv Ziffer 2 


